
597 - 1 3/7/2001aktuell2

DieILReS wollte es wissen:
Wiezufriedensind die
LuxemburgerInnen mit
ihren Spitälern? Der

Gesundheitsminister zeigt
sich über dasglobale

Resultat erfreut.

ser durchaus mit einemImage-
problemzukämpfenhaben.
Während zumBeispiel 43 Pro-

zent deri mSüdenlebenden Per-
sonen spontan das Escher Ge-
meindespital als ihre erste Wahl
angeben, entfallen auf Differdin-
gen nur 16 und auf Düdelingen
gar nur vier Prozent. Weit
schli mmer wiegt, dass i m Falle
Düdelingennoch mehr Personen
es grundsätzlich ablehnen, die-
ses Spital aufzusuchen.
Im Zentrum kann sich das

"Centre Hospitalier" mit 30 Pro-
zent zwar knapp vor der "Clini-
que Sainte−Thérèse" behaupten,
doch fällt auf, dass es auf sehr
viel mehr Ablehnung stößt: 16
Prozent der EinwohnerInnendes
Zentrums wollen nicht ins CHL
eingeliefert werden, währendle-
diglich drei Prozent bei der "Zi-
tha"−Klinik rot sehen. Überhaupt
ist das CHL ein Sonderfall, da
sich dort PatientInnen aus dem
ganzen Land wiederfinden, die
regionale Bindung also weniger
stark mitspielt.
Eine eindeutige Hitparade der

Krankenhäuser lässt sich aller-
dings nicht herauslesen, dafür
ist die Datenbasis der 1.015 In-
terviews zugering.
Einige Lehren können sich al-

lerdings aus der Umfrage gezo-
gen werden: So fühlen sich die
PatientInneninsgesamt vom"Sy-
stem Krankenhaus" wenig ernst
genommen. Nur 19 Prozent der
befragtenPatientInnenfandenin

ihrem Krankenzi mmer Informa-
tionsmaterial über das Kranken-
haus vor. Einem Drittel wurde
dieseInformationspäter nachge-
reicht, ein weiteres Drittel wurde
überhaupt nichtinformiert.
Während die eher materiellen

Bedürfnissen der PatientInnen
(Essen, Zustand der Zi mmer)
eher gut abgedeckt werden,
scheint es bei der Organisation
der professionellen Betreuung
noch erhebliche Mängel zu ge-
ben. So gaben 41 der Befragten
an, bei der Einweisung einer ra-
diologischen Untersuchung un-
terzogenwordenzusein, obwohl
schonvorher Röntgenbilder vor-
lagen. 72 Prozent der behandel-
tenPatientInnenerhieltenbei ih-
rer Entlassung keinen ab-
schließenden Bericht, obwohl
dies eigentlich vom Gesetz vor-
gesehenist.
Ein anderer Negativpostenist

die mangelnde Diskretion. Im
Massenbetrieb Krankenhaus
scheint es schwer zusein, dieIn-
ti msphäre der PatientInnen um-
fassendzu wahren.
Carlo Wagner sieht seine Spi-

talpolitik− ungewollt − in den Re-
sultaten der Umfrage bestätigt,
etwa was die Rolle der Regional-
spitäler anbelangt. Allerdings
hat auch sein Ministerium mit
Imageproblemen zu kämpfen.
Gefragt nach dem Vertrauen,
welches die PatientInnen den
einzelnen Trägern im Gesund-
heitswesen entgegenbringen,
kamfür das Ministeriumein we-
nig schmeichelnder Wert heraus
− gleichwohl liegt eri mmer noch
höher als jener des "Collège
Médical".

(ergué) − Es sei eine "user-
frëndlech Aktioun", meinte Ge-
sundheitsminister Carlo Wagner,
als er am Mittwoch zusammen
mit Charles Margue von Mei-
nungsforschungsinstitut ILReS,
die Resultate einer Umfrage
kommentierte. Diese befasste
sich mit der Zufriedenheit der
LuxemburgerInnen mit den hie-
sigenSpitälern.
Tatsächlich scheint das Ima-

ge, welches die Krankenhäusern
bei ihren (potenziellen) Patien-
tInnen genießen, besser zu sein
als bislang angenommen. So er-
klären 81 Prozent der Personen,
diein denletzten drei Jahren ei-
nen Krankenhausaufenthalt auf-
wiesen, bei Bedarf in das gleiche
Spital zurückkehren zu wollen.
Allerdings verbirgt dieser Mittel-
wert, dass einzelne Krankenhäu-

KRANKENHÄUSER

Guteskannbesser werden

Fidélitédespatientspar hôpital (disposition àretourner dansle même
hôpital x dernier hôpital deséjour au coursdes3annéesécoulées)

Der Bau der
Verbindungsstraße

zwischen demSaarland
und demMinett schreitet
zügigvoran− doch auf
Gesetzesebeneist das

Projekt zur "never ending
story" geworden.

(rw) − Die Bautenministerin
habe eigentlich das Geset-
zesprojekt noch vor der Som-
merpause evakuiert sehen wol-
len, so der Präsident der parla-
mentarischen Bautenkommis-
sion am Montag. Doch da das
Parlament seine Arbeitszeit
nicht umeine weitere Sitzungs-
woche verlängerte, machte es
Erna Hennicot−Schoepges einen
Strich durch die Rechnung. Nun
wird das gesetzliche Projekt
Saarstraße noch einige Monate
länger unabgeschlossenbleiben.
Derweil sind Bagger und Beton-
mischer vor Ort aktiv, mit einem
Abschluss der Arbeiten wirdfür
Ende2002 gerechnet.
Dasistinsofernlegiti m, als ein

Gesetz zur Saarautobahnbereits
1995 abgesti mmt wurde. Doch
dieses gesetzliche Fundament
ist recht wacklig: Unter demda-
maligen Bautenminister Robert
Goebbels (LSAP) war keine ord-
nungsgemäße Einspruchsproze-
dur durchgezogen worden. Die-
se sieht die europäischeImpakt-
studien−Direktivejedochvor.
Goebbels' Absicht, die EU−Di-

rektive zu umgehen, misslang:
Einer der Landbesitzer, die bei m
Bau der Saarstraße von einer
Enteignungsprozedur betroffen
waren, ging vor Gericht. Anläss-

lich der Verhandlung stellte das
Luxemburger Gericht eine
"question préjudicielle" an den
Europäischen Gerichtshof, be-
treffend eben die Anwendung
der Impaktstudien−Direktive.
Doch bevor der dann klar und
deutlich Position bezog, ent-
schied die neue Bautenministe-
rin Erna Hennicot−Schoepges
vorsorglich, ein neues Geset-
zesprojekt auszuarbeiten, das
den Anforderungen der Direkti-
ve Rechnungträgt.

Naturschutz außer Kraft
Währenddessen wurde mun-

ter weiter gebaut. Dass sich bei
der nachträglich durchgeführ-
ten öffentlichen Anhörung kaum
Protest regte, verwundert ange-
sichts geschaffener Tatsachen
nicht. Es bleibt also bei demge-
nannten einzigen Gerichtsfall.
Pikant ist lediglich, dass sich
die Regierung i m Mai aus die-
sem Prozess zurückzog und so
einfür sie negatives Urteil - und
eventuell sogar den Baustopp
der gesamten Saarstraße - ver-
hinderte.
Nun, da der Prozess vorläufig

abgeblasenist, versucht die Re-
gierung, über andere Wege
Druckzuerzeugen. Der Bevölke-
rung wird deutlich gemacht,

SAARSTRASSE

Wir bauenschon mal
dass man ohne dieses Stück
Land gezwungen sei, den Ver-
kehr durchdie Ortschaft Hellan-
gezuführen.
Der Staatsrat gibt in seinem

soeben vorgelegten Gutachten
zu denken, dass eine erkleckli-
che Liste an Gesetzen und Re-
glementen − hauptsächlich i m
Naturschutzbereich −, außer
Kraft gesetzt werden soll. Zu-
dem sei es nicht möglich, Ein-
spruchsrechte wahrzunehmen,
weil eine Reihe von Ausnahme-
regelungen lediglich i mAnhang
des Gesetzesprojektes aufge-
führt werden. Die Regierung hat
angesichts derangedrohten"op-
position formelle" des Staats-
rates sofort einen Rückzieher
gemacht.
Das ehrwürdige Gremium

weist auch darauf hin, dass mit
dem bisherigen Vorgehen der
Regierung zwar formal die An-
forderungender Direktiveerfüllt
wurden, die Arbeiten an der
Saarstrasse aber schon weit
fortgeschrittensind.
Damit ist das Projekt nuntat-

sächlich spruchreif. Interessant
ist, dass die Impaktstudien−Di-
rektive mittlerweile reformiert
wurde, und diese Reformdabei
ist, auchinLuxemburger Gesetz
umgesetzt zu werden. Bestand
deshalb die plötzliche Eile bei m
Saarstraßenprojekt? Hätte eine
zufrühe Reformder Impaktstu-
dienprozedur eventuell erneute
Auswirkungen auf das Projekt
Saarstraße?

Erläuterung: Von 1015Befragten hattenimmerhin 405in denletzten drei Jahren einen
Krankenhausaufenthalt. 81 Prozent davon würden bei Bedarfin das zuletzt besuchte
Krankenhaus zurückkehren. Allerdingsschneidet unter dengroßen Krankenhäusern
das "Centre hospitalier" etwas schlechter ab. ZumVergleich: Die behandelnden Ärzte
habenzu83Prozent das Vertrauenihrer PatientInnen. (Quelle: ILReS, 2001)

Verpasste Chance
Nachdemdie Regierung von den Grünen i n Sachen EU−
Direktive zur Patentierung aufgefordert worden war, auf
europäischer Ebenefür ei ne Neuverhandl ung der Direkti-
ve ei nzutreten, wollte es nun auch die LSAP wissen. De-
ren Regierungsmitglieder hatten damals die Direktive
verhandelt und umgesetzt. Die LSAP−Abgeordnete Mady
Delvaux−Stehres legte jetzt ei nen Antrag vor, die Regie-
rung solle für ei ne Neuverhandl ung ei ntreten. Der Au-
genblick i m Parlament war günsti g: Gerade hatte sich
auch Ady Jung i m Namen der CSVdafür ei ngesetzt. Mi-
nister Grethen witterte ei ne Absti mmungsniederlage und
sprach von Gewissensfrei heit der Abgeordneten. Gleich-
zeiti glegte er Frau Stehres nahe, die Motioni n die Ethik-
kommission verweisen zu lassen. Diese willi gte ohne
weiteres ei n, so dass die Motion nun erst ei nmal vom
Tisch ist. Damit hat die LSAP ei ne erstklassi ge Gelegen-
heit verpasst, sich mit ei ner europäisch richtungweisen-
den Motion zu profilieren. Dommgaang!

700.000: Wolle mer sereinlasse?
Luxemburg mit annähernd doppelter Ei nwohnerzahl, da-
mit das hohe Niveau der Pensionen garantiert blei bt? Ei-
ne Vorstell ung, die vielen zunehmend unhei mlich wird.
Umdie Diskussion von der emotionalen auf ei ne sachli-
che Diskussionsebene zu heben, haben die Grünen an-
lässlich der Wohnungsnot−Debatte die Regierung i n ei-
nemAntrag aufgefordert, die Konsequenzen ei ner rasan-
ten demografischen Entwickl ung durchthematische Stu-
dien − unter anderemzum Wohnungs− und Straßenbau,
aber auch zur sozialen Kohäsion und zu den schulischen
Herausforderungen − und anhand ei ner Gesamtanalyse
untersuchen zu lassen.
"Die wichti gste Motion der jetzti gen Legislaturperi ode",
mei nte ei n Wortführer der CSV. Damit stand der ei nsti m-
migen Zusti mmung nichts mehr i m Wege. Jetzt gilt es
abzuwarten, mit welcher Dynamik die Regierung Studien
vorantrei ben wird, die ohne Zweifel gesellschaftspoliti-
schen Zündstoff enthalten.

LKWals Wohnung
Der OGBL−ACAL kritisiert die geltende Regularisierungs-
prozedur als "undurchsichti g" und "ungenügend". ACAL−
Sekretär Hubert Hollerich sagte gegenüber der WOXX,
i nsbesondere die Bedi ngungen der ei njähri gen
Wohndauer i n Luxemburg sowie die Vorlage gülti ger Do-
kumente bereiteten regularisierungswilli gen Fahrern aus
Osteuropa große Schwieri gkeiten. "Die Arbeitnehmer
si nd i nternati onale Fahrer", so Hollerich. Diese könnten
die Bedi ngung, i hre Pässe abzugeben, nicht ohne wei-
teres erfüllen. " Wie sollen sie sonst arbeiten?" Ähnlichist
es mit der Frage der Wohnsituati on: Die zu Billi gl öhnen
bei hiesi gen Transportunternehmen beschäfti gten Fahrer
haben zumeist kei nen regulären Wohnsitz. "Sie wohnen
i m LKW", erklärt Hollerich. Oftmals über Monate wohn-
ten die Kraftfahrer dort. Ei ne Tatsache, diei n der offiziel-
len Regularisierungsprozedur ebenfalls nicht vorgese-
hen ist. "Hier müsste erst noch ei ne grundsätzliche De-
batte stattfi nden, wie mit solchen Fällen umzugehen ist",
ärgert sich Hollerich.
Der OGBL−ACAL unterstützt zurzeit zwanzi g tschechi-
sche undslowakische"sans−papiers" aus demTransport-
wesen i n i hrem Bemühen, per Regularisierung ei ne Ar-
beitsbewilli gung zu erhalten. Alle Fahrer waren zuvor
bei m wegen illegaler Beschäfti gung und Lohndumpings
angeklagten l uxemburgischen Transportunternehmen
Kralowetz angestellt gewesen. I m Falle ei ner erfol grei-
chen Regularisierung, so Hollerich, bestehe für sie die
Möglichkeit, bei "seri ösen Transportfir men", die nach Ta-
rifl ohn bezahlten, unterzukommen.
Wegen der vielen Ungerei mtheiten i m Regularisierungs-
verfahren hat die Gewerkschaft jetzt die Transport− und
Arbeitsministerien um Klärung gebeten. I mmerhi n:
Transportminister Henri Grethen hat i n ei ner ersten
Stell ungnahme die besondere Bedeutung der Frage für
das gesamte Transportwesen i ndirekt ei ngeräumt.


